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Anderungsantrag zu PB.Z-01

Von Zeile 599 bis 616:

Alle Menschen, aveh-Madchen-und-Fraven,seleamussen selbst Uber ihren Kérper und
ihr Leben entscheiden kdnnen. Eine gute Gesundheitsversorgung inklusive eines
gesicherten Zugangs und umfassender Informationen zum Schwangerschaftsabbruch
sindist dafur notwendig. Die Entscheidung, ob eine Frau eine Schwangerschaft

abbrlcht oder nlcht geheﬁ—%t—zu—den—seh%e#steq—mq—keben—@emde—desh%b—lst es5 50

we#deﬂallelne |hre W|r strelten fur eine ausrelchende und wohnortnahe Versorgung
mit Arzt*innen, Praxen und Kliniken, die Schwangerschaftsabbriiche vornehmen. Das
Thema muss in die Ausbildung von Arzt*innen nach international anerkannten
Standards integriert werden. Neben der professionellen medizinischen Versorgung sind
gute Beratungsangebote wichtig. Deshalb werden wir Familienplanungs- und
Beratungsstellen werden-wirabsichern und die freiwilligen Beratungsangebote
ausbauen. Um die Versorgung fur Frauen und gebarfahige Menschen dauerhaft zu
gewahrleisten, braucht es eine Entstigmatisierung und Entkriminalisierung von
selbstbestimmten Abbrichen sowie eine generelle Kostenibernahme. FradenDas ist
nur moglich, wenn der selbstbestimmte Schwangerschaftsabbruch nicht mehr im
Strafgesetzbuch in § 218, sondern aullerhalb geregelt wird. Schwangere, die sich-far
einen-Abbruch-entscheiden—und-Arzttinnen;eine Beratung aufsuchen sowie die einen
selchen-ausfithren;Beratungsstellen und Arzt¥innen missen etwa-durch-die

Elnrrichtung-ven-Schutzzenenmit einem bundeseinheitlich verankerten Schutz vor
Anfeindungen und Gehsteigbelastigungen geschutzt werden. Ungewelt Schwangere
brauchen-den-bestméglichenBei einer ungewollten Schwangerschaft muss der

bestmogliche Zugang zu Informationen gewahrleistet werden. Um diesen—zu
gewahrleistenund-Arzt*innen vor drohenden Anzeigen zu schitzen, gilt es den § 219 a
schnellstmoglich aus dem Strafgesetzbuch zu streichen. Die Kosten fur arztlich
verordnete Mittel zur EmpfangnisverhUtung mussen fur Empfangerinnen von
staatlichen Transferleistungen gbermommen-werdenund Geringverdiener*innen
ubernommenwerden.




	PB.Z-01-599 Kapitel 5: Zusammen leben
	Änderungsantrag zu PB.Z-01
	Von Zeile 599 bis 616:



